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Beschluss
des Bundesrates

Gesetz zur Neuordnung der Altersversorgung der
Bezirksschornsteinfegermeister und zur Änderung anderer
Gesetze

Der Bundesrat hat in seiner 903. Sitzung am 23. November 2012 beschlossen, zu

dem vom Deutschen Bundestag am 25. Oktober 2012 verabschiedeten Gesetz einen

Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen.

Der Bundesrat hat ferner die nachstehende Entschließung gefasst:

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, Regelungen zu treffen, dass

öffentliche Schulen oder staatlich anerkannte Schulen, die unter unmittelbarer

staatlicher Aufsicht stehen, keiner Zulassung gemäß § 176 SGB III bedürfen.

Ebenso sollen Maßnahmen in Bildungsgängen, die durch Bundes- oder Landesrecht

normiert sind, unter unmittelbarer staatlicher Aufsicht stehen und zu einem

beruflichen Abschluss führen, keiner Zulassung bedürfen.

Begründung:

Die Umsetzung des Rechtsanspruches für die ein- und zweijährigen Kinder
zum 1. August 2013 stellt alle Beteiligten vor große Herausforderungen. Die
Länder unternehmen derzeit alles ihnen mögliche, um die Kommunen bei
dieser Aufgabe zu unterstützen. Neben der finanziellen Beteiligung bei der
Schaffung des bedarfsgerechten Betreuungsangebotes gehört hierzu auch die
Unterstützung und Durchführung von Maßnahmen, um dem Fach-
kräftemehrbedarf zu begegnen. Dabei sind sich alle Beteiligten einig, dass
unnötige bürokratische Hemmnisse vermieden und da, wo sie bestehen,



Drucksache 629/12 (Beschluss) - 2 -

abgebaut werden müssen. Genutzt werden können hierbei grundsätzlich auch
Maßnahmen im Rahmen der Arbeitsförderung. Allerdings bestehen hier nach
den bestehenden gesetzlichen Regelungen unnötige bürokratische Hemmnisse,
die der Nutzung der Möglichkeiten entgegenstehen beziehungsweise die
Durchführung der notwendigen Maßnahmen erheblich verzögern.

So könnte der durch den Ausbau des Betreuungsangebotes erhöhte Bedarf an
Betreuungspersonal unter anderem durch Umschulungsmaßnahmen gedeckt
werden. Diese Maßnahmen werden jedoch von der Bundesanstalt für Arbeit
nur dann gefördert, wenn die entsprechenden Bildungseinrichtungen
"zertifiziert" sind, dies gilt gleichermaßen auch für staatlich anerkannte
Fachschulen.

Diese bürokratischen Hemmnisse gilt es abzubauen. Denn: Nur der staatlichen
Schulaufsicht kommt die Garantenstellung für Bildungsgänge zu, die zu einem
staatlich anerkannten Abschluss führen. Insoweit unterscheiden sich hier die
Rahmenbedingungen von denen staatlich ungeregelter Bildungsangebote.

Die derzeitige Verpflichtung zur Zertifizierung auch der Bildungsgänge, die zu
staatlich geregelten Abschlüssen führen, erhöht den bürokratischen Aufwand
und führt zu höheren Kosten und höherem Zeitaufwand für die öffentliche
Hand, ohne zu inhaltlichen Verbesserungen zu führen. Die Qualität der
Schulen unter Aufsicht der Länder wird durch die Aufsicht der Länder
gewährleistet.

Bundes- und landesrechtlich geregelte Bildungsgänge an diesen Schulen
unterliegen gleichfalls der Qualitätskontrolle durch die Länder und sollten
deshalb ebenfalls von der Zertifizierungspflicht durch die Verordnung über die
Voraussetzungen und das Verfahren zur Akkreditierung von fachkundigen
Stellen und zur Zulassung von Trägern und Maßnahmen der Arbeitsförderung
nach dem Dritten Buch Sozialgesetz (Akkreditierungs- und Zulassungs-
verordnung Arbeitsförderung - AZAV) befreit werden.

Damit ist im SGB III aufzunehmen, dass öffentliche oder staatlich anerkannte
Schulen, die unter Aufsicht der staatlichen Schulverwaltung stehen, als Träger
von Maßnahmen ohne weitere Prüfung zugelassen sind. Für durch Bundes-
oder Landesrecht geregelte Bildungsgänge ist eine Zulassung nicht
erforderlich. Die Regelung macht jedoch auch deutlich, dass eigene - nicht
bundes- oder landesrechtlich geregelte - Bildungsangebote dieser Schulen
selbstverständlich einer Zulassung bedürfen.


